
Auszug aus dem Sozialgesetzbuch, Erstes Buch – Allgemeiner Teil – (SGB I) 
in der zurzeit gültigen Fassung 

(Zum Antrag auf Leistungen für Bildung und Teilhabe) 
 
 

Dritter Teil  
Mitwirkung des Leistungsberechtigten 

 
 

§ 60 
Angabe von Tatsachen 

 
(1) Wer Sozialleitungen beantragt oder erhält, hat 
 1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind und auf 
  Verlangen des zuständigen Leitungsträgers der Erteilung der  
  erforderlichen Auskünfte durch dritte zuzustimmen, 
 2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind, 
  unverzüglich  mitzuteilen, 
 3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen  
  Leistungsträgers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage  
  zuzustimmen. 
(2) Soweit für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke 
 vorgesehen sind, sollen  diese benutzt werden. 
 
 

§ 61 
Persönliches Erscheinen 

 
Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des zuständigen 
Leistungsträgers zur mündlichen Erörterung des Antrags oder zur Vornahme anderer 
für die Entscheidung über die Leistung notwendiger Maßnahmen persönlich 
erscheinen. 
 
 

§ 65 
Grenzen der Mitwirkung 

 
(1) Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit 
 1.  ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in  
  Anspruch genommenen Sozialleitung steht oder  
 2.  ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht  
  zugemutet werden kann oder 
 3. der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der  
  Antragsteller oder der Leistungsberechtigte die erforderlichen  
  Kenntnisse selbst beschaffen kann. 
(2) Behandlungen und Untersuchungen,  
 1. bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht 
  mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann, 
 2. die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder 
 3. die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit  
  bedeuten,  
 können abgelehnt werden. 



 
 

§ 66 
Folgen fehlender Mitwirkung 

 
(1) Kommt derjenige, der Sozialleitungen beantragt oder erhält, seinen 
 Mitwirkungspflichten nach  den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch 
 die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der 
 Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung 
 der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die 
 Voraussetzungen der Leistungen nicht nachgewiesen sind. Dies gilt 
 entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer 
 Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert. 
 
(2) Kommt derjenige, der Sozialleistungen wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen 
 Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit 
 beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht 
 nach und ist unter Würdigung aller Umstände mit Wahrscheinlichkeit 
 anzunehmen, dass deshalb die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit 
 beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die 
 Leistungen bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen 
 oder entziehen. 
 
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder 
 entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge 
 schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb 
 einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist. 
 
 
Eine Ausfertigung dieses Merkblatts habe ich heute erhalten: 
 
 
 
_______________________    ______________________ 
Datum       Unterschrift 


